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VERFAHREN

I. Der Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und Verkehrsausschuss fasst in der Sitzung
am 16.05.2019 den Aufstellungsbeschluss fir die Anderung des Bebauungsplanes
,Obernburg-Nord“ nach § 2 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit § 13a BauGB.

II.  Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses am 07.06.2019 und Unterrichtung der
Offentlichkeit in der Zeit vom 11.06.2019 bis 26.06.2019 nach § 13a Abs. 3 S. 1 Nr. 1
und Nr. 2 BauGB.

[ll. Der Stadtrat billigt in der Sitzung am 26.11. 2020 den Entwurf i.d.F. vom 16.11.2020
und ordnet das Verfahren nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB an.

IV. Offentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB und
Behordenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB in der
Zeit vom 28.12.2020 bis 05.02.2021.

V. Behandlung der Stellungnahmen, Abwéagung gemal § 1 Abs. 7 BauGB und Satzungs-
beschluss gemanR § 10 Abs. 1 BauGB in der Sitzung des Stadtrates am 25.02.2021.

VI. Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemal § 10 Abs. 3 BauGB und § 10a Abs.
2 BauGB am 01.04.2021.

Anhéange

1 Beschlussbuchauszug lUber die Sitzung des Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und
Verkehrsausschusses am 16.05.2019, Aufstellungsbeschluss.

2 Beschlussbuchauszug Uber die Sitzung des Stadtrates am 26.11.2020,

Billigungs- und Auslegungsbeschluss.
3 Beschlussbuchauszlge Uber die Sitzung des Stadtrates am 25.02.2021,

Abwagung und Satzungsbeschluss.
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ANLASS, ZIELE UND ERFORDERLICHKEIT DER ANDERUNG DES BEBAUUNGS-
PLANES

Ausgangspunkt fir die Anderung ist der geplante Neubau einer Zweifachsporthalle als
Ersatz der bestehenden Einfachsporthalle aus den 1960er Jahren auf dem Gelande der
Main-Limes-Realschule zwischen Dekaneistrale und Schlesierstralle. Im Rahmen der
Beantragung von Férdermitteln beim Freistaat Bayern wurde der Bedarf an einer zusétz-
lichen Hallenflache bestétigt. Das Ergebnis einer Machbarkeitsstudie, in der auch die
Erweiterung der bestehenden Halle als Option einbezogen war, war ein Neubau auf dem
Gelande des derzeitigen Allwetterplatzes als wirtschaftliche und bessere Ldosung fur die
Schule.

Der kinftige Standort fur die Zweifachsporthalle befindet sich im Anschluss an die Staat-
liche Realschule am nérdlichen Ende des Flurstiicks Nr. 3800 im Bereich des bestehen-
den Sportplatzes und dehnt sich auch auf einen Teil der Straenflache des Flurstiicks
Nr. 3801 aus (derzeit Parkstande in Schragstellung). Das Baufeld fiir den Neubau bildet
den nordlichen Abschluss der Achse von Nord nach Std mit den Bildungseinrichtungen.
Im Einzelnen sind das eine Realschule, eine Staatliche Berufsschule, eine Berufliche
Oberschule und Fachoberschule.

Im November 2019 lobte die Stadt Obernburg a. Main einen Realisierungswettbewerb
fur die Sporthalle und die im offenen Parkdeck angedachten Stellplatze aus. Die Jury
kurte den Entwurf des Architekturbiros Birk Heilmeyer und Frenzel Architekten aus
Stuttgart mit dem ersten Preis.

Fir den Bereich des vorliegenden Plangebietes gilt der Bebauungsplan ,Obernburg-
Nord“, der seit 18.04.1963 rechtsverbindlich ist. In dem Bebauungsplan ist der geplante
Anderungsbereich als 6ffentliche Griinflache mit der Zweckbestimmung Mittelschule und
offentliche Verkehrsflache festgesetzt.

Durch die Anderung des Bebauungsplanes sollen die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen fir die stadtebauliche Neuordnung im Bereich der Main-Limes-Realschule auf
der Grundlage des Gewinnerentwurfes zur Errichtung der Zweifachsporthalle geschaffen
werden.

Der Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und Verkehrsausschuss der Stadt Obernburg hat in der
Sitzung am 16.05.2019 beschlossen, den Bebauungsplan ,,Obernburg-Nord“ im Bereich
der nordlichen Teilflache des Flurstiicks Nr. 3800 (Dekaneistral3e 2) und des Flurstlicks
Nr. 3801 (6ffentliche Verkehrsflache) zu andern.
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2. RAUMLICHER GELTUNGSBEREICH
2.1 Lage, Gr6l3e und Abgrenzung des Plangebietes

Das Plangebiet liegt etwa 1 km vom historischen Zentrum Obernburgs entfernt am nérd-
lichen Stadtrand zwischen Dekaneistrale und Schlesierstralle. Im Siden grenzt das
Schulgebdude der Main-Limes-Realschule mit Pausenhof an. Sudlich des Schulbaus
liegt die bestehende Sporthalle, die durch einen Uberdeckten Gang mit der Schule ver-
bunden ist.

Die nordlich an das Plangebiet angrenzende Bebauung besteht aus einer dreigeschos-
sigen Mietwohnanlage. Die Wohnbebauung im Suden zeigt Wohngeb&aude, vorwiegend
der 60er und 70er Jahre.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes hat eine Grof3e von 4.057 m2 und umfasst
die nordliche Teilflache des Flurstiicks Nr. 3800 im Bereich des bestehenden Allwetter-
platzes und das Flurstiick Nr. 3801 (6ffentliche Verkehrsflache).

Abb. 1 Geltungsbereich des Plangebietes (ohne Maf3stab)
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2.2 Bestandssituation

Nutzung

Bei dem Plangebiet handelt es sich um die zwischen Dekaneistral3e und Schlesierstralle
liegende AulRensportanlage mit Allwetterplatz, Laufbahn und Sprunggrube. Im Zuge der
Baumalnahme sind die Streifenfundamente des ehemaligen Containergebaudes zu-
rickzubauen.

Das Baufeld beansprucht auch einen Teil des nordlich angrenzenden offentlichen Stra-
Renraumes.

ErschlieBung und technische Infrastruktur

Die verkehrliche ErschlieBung mit Feuerwehrzufahrt erfolgt von Osten Uber die Schlesi-
erstral3e.

Die Versorgung des Areals mit Wasser, Strom und Telekommunikation sowie die Ablei-
tung des Schmutzwassers sind Uber die bestehenden Leitungs- und Kanalnetze gewahr-
leistet. Die Wasserleitung in der Schlesierstrale wurde 2020 erneuert. Auf3erhalb des
Plangebietes wird auf dem Grundstiick der Realschule im direkten Umfeld der beste-
henden Trafostation eine zusatzliche Station errichtet.

Das Niederschlagswasser ist aufgrund von kanalhydraulischen und 6kologischen Ge-
sichtspunkten soweit wie mdglich zusammenzufassen und Uber geeignete technische
Malnahmen wie beispielsweise Rigolen, Zisternen, Flachenversickerung in den Unter-
grund zu versickern.

Natur
Am Rande des Grundstiicks FI.Nr. 3800 befinden sich im Norden Baumbestand und im
Osten Gebischstruktur.

3. BEBAUUNGSPLAN DER INNENENTWICKLUNG
nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB)

Die Anderung des Bebauungsplanes verfolgt das Ziel der Schaffung des planungsrecht-
lichen Rahmens fir die Errichtung einer Zweifachsporthalle fir die Main-Limes-
Realschule innerhalb der bebauten Ortslage.

Das Plangebiet umfasst Flachen im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes, der infol-
ge von Veranderungen und Entwicklungen angepasst werden soll.

Der Bebauungsplan wird daher in Verfahren nach § 13a BauGB als ,Bebauungsplan der
Innenentwicklung“ geéandert.

Fur einen ,Bebauungsplan der Innenentwicklung“ kann gemaf § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1
BauGB ein beschleunigtes Verfahren durchgefuhrt werden, sofern fir die zuldssige
Grundflache im Sinne des § 19 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) eine
GroRRe der Grundflache von weniger als 20.000 m2 festgesetzt wird, wobei die Grundfla-
chen mehrerer Bebauungspléane, die in einem engen sachlichen, rdumlichen und zeitli-
chen Zusammenhang aufgestellt werden, mitzurechnen sind.

Die Gesamtflache des Plangebietes betragt rd. 4.060 m2, unterschreitet somit deutlich
auch die Obergrenze von 20.000 m? Grundflache (Schwellenwert des § 13a Abs. 1 Satz
2 Nr. 1 BauGB).

Im vorliegenden Fall befindet sich im Hinblick auf den sachlichen, rdumlichen und zeitli-

chen Zusammenhang kein weiterer Bebauungsplan in direkter Umgebung im Aufstel-
lungsverfahren.
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Vor dem Hintergrund der Ausweisung des Plangebietes als Gemeinbedarfsflache mit
der vorliegenden FlachengrofRe und der damit verbundenen maximal Uberbaubaren
Grundflache liegt keine Pflicht zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung
vor.

Es werden keine Anhaltspunkte fur eine Beeintrachtigung der in 8 1 Abs. 6 Nr. 7 Buch-
stabe b BauGB genannten Schutzgiter — die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der
Natura 2000-Gebiete (FFH-Gebiete und Europaische Vogelschutzgebiete im Sinne des
Bundesnaturschutzgesetzes) — erkannt.

Im Plangebiet und im weiteren Umfeld der Plangebietsflache existieren keine der Stor-
fall-Verordnung unterworfenen Betriebe. Somit bestehen keine Anhaltspunkte, dass bei
der Planung Pflichten zur Vermeidung der Begrenzung der Auswirkungen von schweren
Unfallen oder Katastrophen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu
erwarten sind.

Die Anwendungsvoraussetzungen gemaR § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB, den Be-
bauungsplan im beschleunigten Verfahren durchzuftihren, sind gegeben.

Im beschleunigten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach
8§ 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend, das heif3t u. a., dass von der Umwelt-
prufung, von dem Umweltbericht, von der Angabe, welche Arten umweltbezogener In-
formationen verfligbar sind sowie von der zusammenfassenden Erklarung abgesehen
wird. Bei diesem Verfahren kann zudem von einer friihzeitigen Beteiligung der Offent-
lichkeit und der Behotrden und sonstigen Trager offentlicher Belange nach § 3 Abs. 1
BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen werden.

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird nicht angewendet, da die festgesetzte
Grundflache unter 20.000 m? liegt und die zu erwartenden Eingriffe in Natur und Land-
schaft als vor der planerischen Entscheidung bereits erfolgt oder zul&ssig gelten.
Rechtsgrundlage ist § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 i.V.m. § 13a Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BauGB
i.V.m. 8§ 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB.
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UBERGEORDNETE PLANUNGSVORGABEN
Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP)

In dem Landesentwicklungsprogramm Bayern vom 09.01.2013, geandert am
01.03.2018, ist die Stadt Obernburg a. Main als gemeinsames Mittelzentrum mit dem
Markt Elsenfeld, der Stadt Erlenbach a. Main, der Stadt Klingenberg a. Main und der
Stadt Worth a. Main bestimmt.

Flachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan in der Fassung vom
26.11.2015, wirksam seit 27.05.2016, einschlieZlich der nachfolgenden Berichtigungen
stellt den Uberwiegenden Teil des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes als ,Flache
fur den Gemeinbedarf* mit der Zweckbestimmung ,Schule* dar. Lediglich eine kleine
Teilflache im Norden ragt in die Verkehrsflache.

A
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Abb. 2 Auszug aus dem wirksamen Flachennutzungsplan (ohne Maf3stab)
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Da Bebauungsplane gemalR 8§ 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flachennutzungsplan zu entwi-
ckeln sind, steht fur eine kleine Teilflache die Darstellung im Flachennutzungsplan der
geplanten Festsetzung einer ,Gemeinbedarfsflache" somit zunachst entgegen.

Der Bebauungsplan wird nach § 13a BauGB aufgestellt. Im beschleunigten Verfahren
kann gemaf § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB ein Bebauungsplan, der von den Darstellungen
des Flachennutzungsplanes abweicht, auch aufgestellt werden, bevor der Flachennut-
zungsplan geéandert oder erganzt wird, sofern die stéadtebauliche Entwicklung des Ge-
meingebietes nicht beeintrachtigt wird. Der Flachennutzungsplan wird im Wege der Be-
richtigung angepasst.

Entsprechend des Umgriffs der geplanten Gemeinbedarfsflache wird die Darstellung
.Flache fir den Gemeinbedarf* mit der Zweckbestimmung ,Schulsporthalle” gemal § 5
Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a BauGB erweitert.

Abb. 3 Berichtigte Fassung des Flachennutzungsplanes (ohne Maf3stab)
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4.3 Rechtsverbindlicher Bebauungsplan

Im Plangebiet gilt der Bebauungsplan ,,Obernburg-Nord®, der seit 18.04.1963 rechtsver-
bindlich ist. Es folgten zwei Anderungen mit Rechtskraft am 23.03.1967 und 01.09.1979.
Der Bebauungsplan setzt eine o6ffentliche Griinflache und ein durch Baugrenzen defi-
niertes Baufenster mit Baukoérpern fur die Mittelschule innerhalb eines allgemeinen
Wohngebietes fest.

Abb.4 Ausschnitt aus dem rechtskraftigen Bebauungsplan (ohne Maf3stab)
und Darstellung des Geltungsbereiches der Anderung

Durch die in Aufstellung befindliche 3. Anderung des Bebauungsplanes treten samtliche
Festsetzungen des bisherigen Bebauungsplanes mit der Bekanntmachung des vorlie-
genden Planes aul3er Kraft.
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STADTEBAU, ARCHITEKTONISCHES KONZEPT UND FREIRAUM

Die Planung des Neubaus der Sporthalle erfolgt durch das Biro Birk Heilmeyer und
Frenzel Architekten aus Stuttgart und bildet die Grundlage fiir den vorliegenden Bebau-
ungsplan.

Die neue Zweifach-Sporthalle nimmt entlang der Schlesierstral3e die vorhandenen Bau-
fluchten auf und schlief3t das Schulgelédnde nach Norden ab. Der Baukérper ist aus zwei
verschobenen Volumen konzipiert und lasst so Raum fur die Zugadnge und Zufahrten
und gliedert die Wandhohen fir den Betrachter.

Die Frei- und Sportflachen liegen im Westen an der Dekaneistral3e.

Die Feuerwehrzufahrt von der Schlesierstral3e bleibt bestehen. Die Hoheneinstellung
des neuen Baukorpers bericksichtigt die bestehenden Hohenverhaltnisse. Die Zufahrt
in das Parkdeck und der Vereinszugang erfolgen von der Schlesierstralle in das Unter-
geschoss, das gegenliber dem StraRenniveau etwas abgesenkt ist. Die Schiler errei-
chen die Hallenebene auf dem Niveau des Schulgelandes.

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN ZUR BEBAUBARKEIT

Flachen fir den Gemeinbedarf
(8 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)

Ausgehend von der vorgesehenen Nutzung erfolgt fiir das Anderungsgebiet die Festset-
zung , Flachen fir den Gemeinbedarf* gemaf § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB mit der Zweck-
bestimmung ,Schulsporthalle”.

Die festgesetzten Flachen fir den Gemeinbedarf umfassen neben der Zweifachsporthal-
le auch die dazugehorigen Stellplatze und die vorhandenen und neu zu gestaltenden
Freiflachen und Freisportanlagen. Die Stellplatze sind in einem Parkdeck im Unterge-
schoss angeordnet. Zwischen der bestehenden Laufbahn und der neuen Sporthalle ent-
stehen ein Weitsprungfeld und eine Kugelsto3anlage.

Die Gemeinbedarfseinrichtungen kdonnen auch auf3erhalb der Schulzeiten zu sonstigen
kulturellen und sportlichen Zwecken genutzt werden, beispielsweise Vereinssport und
kulturelle Veranstaltungen.

Zulassig sind Nutzungen und Veranstaltungen, die nicht den Vorschriften der Versamm-
lungsstattenverordnung (VStattV - mehr als 200 Besucher) unterliegen.

Hohenlage des Gebaudes (8§ 9 Abs. 3 BauGB) und
Hohe des Gebaudes (8 18 BauNVO)

Die Hohenlage der fertig gestellten ErdgeschossfulBbodenhéhe wird mit 126,30 m Uber
Normalhdhennnull (m . NHN) und die HOhenlage des Untergeschossful3bodens mit
123,30 m 0. NHN festgelegt. Die maximale Wandhodhe wird auf 135,30 m 0. NHN fest-
gesetzt. Dieses Mal3 entspricht einer maximalen Wandhéhe von 9,00 m tber dem Erd-
geschossfuliboden bzw. 12,00 m tber dem Untergeschossful3boden.

Die festgelegten FuRbodenhdhen dirfen um 0,50 m Uber- bzw. unterschritten werden.
Als weiterer Bezugspunkt wird der in der Planzeichnung gekennzeichnete Ka-
nalschachtdeckel in der Mitte der Schlesierstral3e in HOhe des Zugangs ,Vereine* mit ei-
ner Hohenlage von 123,76 m 4. NHN herangezogen.

Bei der Hoheneinstellung des neuen Gebaudes wird ein Hallenniveau gewahlt, das mit-
telt zwischen den bestehenden Hohen im Bereich Pausenhofs und der angrenzenden
StralRen sowie der notwendigen lichten Hohe des Parkdecks.

Die festgesetzte natlrliche Héhe der Sporthalle ist aus stadtebaulicher Sicht angemes-
sen. In der direkten Nachbarschaft befinden sich die Schule und Wohngebaude mit einer
vergleichbaren oder gréReren Hohe.

BP-7208-BG



6.3

7.

8.1

8.2

-11 -

Erganzend wird festgelegt, dass die zuldssige Gebaudehdhe durch untergeordnete Bau-
teile und Dachaufbauten fur technische Einrichtungen wie Aufzugsschacht, Luftungsroh-
re, LUftungszentrale, Photovoltaikanlage etc. sowie Treppenhaus Uberschritten werden
darf.

Uberbaubare Grundstiicksflachen
(8 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

In der Planzeichnung ist die zulassige Uberbaubare Grundstiicksflache mittels Baugren-
zen festgesetzt, die sich an der Entwurfsplanung des Architekturbiiros Birk Heilmeyer
und Frenzel aus Stuttgart orientieren.

VERKEHRSFLACHEN

Die offentlichen Verkehrsflachen werden an die Abgrenzung der Gemeinbedarfsflache
angepasst. Im Norden entfallen im Bereich der StralRenflache des Flurstiicks Nr. 3801
die Stellplatze in Schragaufstellung. Diese Stellplatze waren der Schule zugeordnet und
werden in das neue Parkdeck im Untergeschoss der Zweifachsporthalle verlagert. Die
Zufahrt in das Parkdeck erfolgt von der Schlesierstralie aus.

Entlang der Dekaneistral3e wird die Anzahl der Laufbahnen reduziert, um hier Flache fur
die neuen Bushaltestellen zu gewinnen.

NATUR UND UMWELT

Malnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Umwelt
(8 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Artenschutz

Durch die Realisierung des Vorhabens sind aufgrund der habituellen und strukturellen
Auspragung des Plangebietes und der bestehenden Nutzungen keine erheblichen Kon-
flikte des Artenschutzes zu erwarten.

Verbotstatbestande aus dem Artenschutzrecht nach 8 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5
BNatSchG werden bertcksichtigt durch folgende Vermeidungsmafnahmen:

Um eine Tétung von Fledermdusen und Gehdlzbritern auszuschlieRen, sind Baumfal-
lungen und Gehdlzrodungen nur in Wintermonaten (1. Oktober bis 28. Februar) durchzu-
fuhren. Die Baume sind zudem vorab durch einen Fachgutachter zu kontrollieren. Im
Falle gesetzlich geschitzter Lebensstatten erfolgt die weitere Vorgehensweise nach
Vorgabe des Fachgutachters.

Dachbegriinung

Um den Oberflachenwasserriickhalt und den 6rtlichen Wéarmeausgleich im Siedlungs-
raum zu fordern, ist ein Anteil von 40 % der Dachflache - ausgenommen Flachen fir
technische Aufbauten - mit einem mindestens 10 cm starken Aufbau extensiv zu begrii-
nen. Durch eine extensive Dachbegrinung erfolgt eine Verminderung der Intensitat des
Niederschlagsabflusses. Ein Grindach speichert Regenwasser und erhéht die Verduns-
tung. Zu den 6kologischen Vorteilen kommen auch bauphysikalische hinzu. Die positi-
ven thermischen Effekte beziehen sich vorwiegend auf die Minderung von Temperatur-
extremen im Jahresverlauf (Temperaturentwicklung auf der Dachhaut von Flachd&-
chern). Begriinte Dachflachen sind eine Malihahme zum Schutz vor sommerlicher Hitze
und verbessern durch die Vegetation und das Dachsubstrat die Warmedammung.
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8.3 Regenwasserbewirtschaftung

9.

Niederschlagswasserbeseitigung, Flachenbefestigungen

Vorrangiges Ziel und Leitgedanke der Niederschlagswasserbeseitigung ist ein naturna-
her Umgang mit dem Regenwasser und die Abflussvermeidung durch Versickerung und
Ruckhaltung.

Das auf den Dachern und sonstigen befestigten Flachen anfallende Oberflachenwasser
wird soweit wie moglich zusammengefasst und tiber eine Versickerungsrigole gefthrt.
Das Einstauvolumen der Rigolen betragt ca. 38 ms.

Lediglich der Bereich der Zu- und Abfahrt in das Parkdeck und des Eingangs der Verei-
ne kann aufgrund der Hohenlage nicht liber die Rigole entwassert werden. Die Entwas-
serung erfolgt hier Gber Rinnen direkt in die 6ffentliche Mischwasserkanalisation. Zusatz-
lich wird eine Regenwasserzisterne mit einem Inhalt von ca. 10 m3 vorgesehen, die aus-
schlielich zur Bewasserung der Auldenanlagen genutzt werden soll.

Eine wesentliche Voraussetzung fur den Grundwasser- und Bodenschutz ist das Offen-
halten de Boden. Die Bodenversiegelung ist auf das notwendige Mal3 zu begrenzen.
Flachen, die aufgrund ihrer Nutzung befestigt sein missen, sind in wasserdurchléassigem
Aufbau herzustellen bzw. in die seitlichen Vegetationsflachen zu entwassern.

Sollte eine vollstandige Versickerung oder Speicherung nicht moglich oder sinnvoll sein,
so kann ein Teil des Oberflachenwassers in die Offentliche Kanalisation eingeleitet wer-
den.

AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG

Die 1. Anderung des Bebauungsplanes ,Obernburg-Nord* wird unter Anwendung des
§ 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt.

Somit wird von der Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB und vom Umweltbericht nach
§ 2a BauGB abgesehen.

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird daher fir die Anderung nicht angewen-
det, da die zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft als vor der planerischen
Entscheidung bereits erfolgt oder zulassig gelten.

Rechtsgrundlage ist § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 i.V.m. § 13a Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BauGB
i.V.m. 8§ 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB.

Eine Ausgleichsverpflichtung besteht daher im beschleunigten Verfahren fur die Ande-
rungsplanung nicht.

Hiervon unberihrt bleibt jedoch die gesetzliche Verpflichtung, die Belange des Umwelt-
schutzes einschlie3lich des Naturschutzes und der Landschaftspflege (8 1 Abs. 6 Nr. 7
Buchst. a BauGB) bei dem planerischen Interessensausgleich zu beriicksichtigen.

Unter Beachtung der Bestandssituation und der im Bebauungsplan getroffenen Festset-
zungen lasst sich Folgendes festhalten:

Mit der Realisierung des Vorhabens wird der Versiegelungsgrad im Vergleich zu der
derzeitigen Situation nicht erheblich zunehmen.

Durch die Vorgaben

* Regenwasserbewirtschaftung durch Versickerung, Ruckhaltung und Wieder-
verwendung des Dachwassers (Rigole, Zisterne)

*  Wasserdurchlassige Flachenbefestigungen

e Dachbegrinung

werden nachteilige Umweltauswirkungen vermieden bzw. gemindert.

BP-7208-BG
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Der Lebensraum der Pflanzen und Tiere wird sich aufgrund der Bestandssituation nur
geringflgig andern. Verbotstatbestdnde aus dem Artenschutzrecht nach § 44 Abs. 1
i.v.m. § 5 BNatSchG sind durch die festgesetzten Regelungen zur Uberprifung von
Baumen und Gebauden vor Fallungen bzw. Abbriichen und Beschrankung der Gehdlz-
rodungen und Baumfallungen sowie Baufeldraumungen auf den Zeitraum von 1. Okto-
ber bis 28. Februar nicht zu erwarten.

Mit den aufgefiihrten Mal3nahmen werden die Belange des Umweltschutzes in der Pla-
nung ausreichend beachtet.

HINWEISE
In Erganzung der Festsetzungen enthalt der Bebauungsplan Hinweise auf:

e Baunutzungsverordnung (BauNVO)
Fur den Bebauungsplan ist die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786) maRRgebend.

* Bodenfunde und Denkmalschutz
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes und seiner unmittelbaren Umgebung
sind keine konkreten Hinweise auf die Existenz von Bodendenkmalern bekannt.
Vorsorglich wird jedoch auf die Beachtung des Art. 8 Abs. 1 und 2 Denkmalschutz-
gesetz (DSchG, Meldepflicht und Verhalten bei Funden von Bodendenkmalern)
hingewiesen.

* Versickerung von Niederschlagswasser
Bei einer Versickerung sind die Vorgaben des DWA - Merkblattes M 153 "Hand-
lungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser"”, der Niederschlagswasserfrei-
stellungsverordnung (NWFreiV) sowie der Technischen Regeln zum schadlosen
Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW)
zu beachten.

BP-7208-BG



-14 -

11. FORMLICHER VERFAHRENSABLAUF

Verfahrensschritte Datum/Zeitraum

I. Aufstellungsbeschluss
Beschluss des Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und Verkehrsaus-
schusses zur Anderung des Bebauungsplanes ,Obernburg-Nord"
unter Anwendung des beschleunigten Verfahrens nach § 13a
BauGB flir Bebauungsplane der Innenentwicklung.

Il. 1. Bekanntmachung und Unterrichtung der Offentlichkeit
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses und der Durch-
fuhrung im beschleunigten Verfahren nach 8 13a BauGB sowie
Hinweis auf die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach

16.05.2019

11.06.2019

8§ 13a Abs. 3 S. 1 Nr. 2 BauGB. bis 26.06.2019

lll. Billigung des Entwurfs und Anordnung des beschleunigten
Verfahrens nach § 13a BauGB
Beschluss des Stadtrates zur Billigung des Entwurfs des Bebauungs-
planes ,Obernburg-Nord*, 1. Anderung in der vorgelegten Fassung
sowie Beschluss zur Durchfiihrung des beschleunigten Verfahrens
nach § 13a BauGB.

IV. Offentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2
Nr. 2 BauGB und Beteiligung der Behdrden nach § 4 Abs. 2

26.11.2020

28.12.2020

BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB bis 05.02.2021

V. Behandlung der Stellungnahmen und Abwagungsentscheidung
Satzungsbeschluss
Bericht tber das Ergebnis der 6ffentlichen Auslegung und Behdrden-
beteiligung,
Prifung und Abwéagungsentscheidung nach 8 1 Abs. 7 BauGB.
Mit Beschluss des Stadtrates wird die 3. Anderung des Bebauungs-
planes ,,Obernburg-Nord“ vom 25.02.2021 nach § 10 Abs. 1 BauGB
als Satzung beschlossen.

VI. Bekanntmachung
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses nach § 10 Abs. 3 BauGB
und 8§ 10a Abs. 2 BauGB.

Ausgearbeitet: Anerkannt:
Bauatelier

Dipl. - Ing.(FH) Christine Richter, Architektin

Dipl. - Ing. Wolfgang Schéffner, Architekt
WilhelmstraBe 59, 63741 Aschaffenburg

Telefon: 06021/424101 Fax: 06021/450323

25.02.2021

01.04.2021

E-Mail: Schaeffner-Architekturbuero@t-online.de Erster Blrgermeister der Stadt Obernburg a. Main

Aschaffenburg, 16.11.2020 Obernburg a. Main,
erganzt, 25.02.2021

BP-7208-BG
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Stadt Obernburg
Beglaubigter Auszug aus dem Sitzungsbuch der Stadt Obernburg

Sitzung des Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und Verkehrsausschusses am 16.05.2019

Die Behandlung des Tagesordnungspunktes war &ffentlich.
Alle Mitglieder waren ordnungsgemaf geladen, Beschlussfahigkeit war gegeben.

5. Vollzug des BauGB: 3. Anderung des Bebauungsplans Obernburg Nord (Neubau

einer Sporthalle an der Realschule Obernburg) - Aufstellungsbeschluss nach §2
Abs. 1 BauGB

Beratung und Beschlussfassung

Beschluss:

Die Aufstellung eines qualifizierten Bebauungsplanes ,3. Anderung des Bebauungsplans
Obernburg Nord“ im Sinne des § 30 Abs. 1 BauGB fir die FINr. 3800 und 3801, Gemarkung.
Obernburg, wird beschlossen. '

Es ist beabsichtigt, das Gebiet weiterhin als Gemeinbedarfsflache Schule zur Errichtung einer
neuen Sporthalle festzusetzen. Die stadtebaulichen Rahmenbedingungen sind nach
Durchfiihrung des Architekturwettbewerbs entsprechend anzupassen.

Die Verwaltung wird beauftragt, das Bauleitplanverfahren gemaR § 2 Abs. 1 und § 8 BauGB
weiter zu verfolgen.

Der Landkreis wird aufgefordert, die Situation des Schulbusverkehrs in Obernburg Nord zu
prifen, um eine Verbesserung der Verkehrs- und Haltestellenproblematik zu erreichen.

einstimmig beschlossen

1. BUrgermeister
Dieser Auszug ist mit der Urschrift gleichlautend.

Stadt Obernburg, 23.05.2019

Anhang 1
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Stadt Obernburg
Beglaubigter Auszug aus dem Sitzungsbuch der Stadt Obernburg
Sitzung des Stadtrates am 26.11.2020

Die Behandlung des Tagesordnungspunktes war &ffentlich.
Alle Mitglieder waren ordnungsgemaf geladen, Beschlussfahigkeit war gegeben.

4, Vollzug des BauGB: 1. Anderung des Bebauungsplans Obernburg Nord (Neubau
einer Sporthalle an der Realschule Obernburg) nach § 13a BauGB - Beteiligung

nach § 3 Abs. 2 BauGB (Offentlichkeit) und § 4 Abs. 2 BauGB (TéB)
Beratung und Beschlussfassung

Beschluss:

Der vorgelegte Planentwurf mit Textteil (Anlage 2) und die vorgelegte Begrindung (Anlage 3)
werden in der Planfassung vom 16.11.2020 gebilligt.

Die Verwaltung wird beauftragt, die Offentlichkeit gemaR § 13 Abs. 2 Nr. 2i. V. m. § 3 Abs. 2

BauGB und die Trager offentlicher Belange nach § 13 Abs. 2 Nr. 3i. V. m. § 4 Abs. 2 BauGB an
der Planung zu beteiligen.

einstimmig beschlossen

Diei tmg Fieger

1. Blrgermeister

Dieser Auszug ist mit der Urschrift gleichlautend.

Stadt Obernburg, 01.12.2020

Anhang 2
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Stadt Obernburg
Beglaubigter Auszug aus dem Sitzungsbuch der Stadt Obernburg
Sitzung des Stadtrates am 25.02.2021

Die Behandlung des Tagesordnungspunktes war offentlich.
Alle Mitglieder waren ordnungsgemaf? geladen, Beschlussfahigkeit war gegeben.

3. Vollzug des BauGB: 3. Anderung des Bebauungsplans Obernburg Nord (Neubau
einer Sporthalle an der Realschule Obernburg) nach § 13a BauGB -
Abwéagungsbeschluss nach Beteiligung der TOB und der Offentlichkeit geman § 1
Abs. 7 BauGB
Beratung und Beschlussfassung

Sachverhalt: )
Bebauungsplan ,,Obernburg — Nord“, 3. Anderung

Aufstellung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB als Bebauungsplan der
Innenentwicklung ohne Durchfiuihrung einer Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB

Auswertung der Stellungnahmen aus der Offentlichkeits- und Behérdenbeteiligung nach
§ 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB

A. Stellungnahme im Rahmen der 6ffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB
Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begrlindung in der Fassung vom 16.11.2020
wurde in der Zeit vom 28.12.2020 bis 05.02.2021 &ffentlich ausgelegt.

AuRerungen zur Planung sind nicht eingegangen.

B. Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung der Behdrden und sonstigen Triger
offentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB
Den Behdrden und sonstigen Tragern offentlicher Belange wurde nach § 4 Abs. 2
BauGB in der Zeit vom 28.12.2020 bis 05.02.2021 die Mdglichkeit gegeben, eine
Stellungnahme zum Entwurf des Bebauungsplanes i.d.F. 16.11.2020 abzugeben

Folgende Behdrden und sonstige Tréager 6ffentlicher Belange wurden beteiligt:

1. Landratsamt Miltenberg, Raumordnung und Bauleitplanung
Bauplanungs- und Bauordnungsrecht

Natur- und Landschaftsschutz

Immissionsschutz

Bodenschutz

Wasserschutz

Denkmalschutz

Stralten- und Wegerecht

Brandschutz

Gesundheitsamtliche Belange

TITOMMOOw®
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. Regierung von Ufr., Héhere Landesplanungsbehdrde, Wiirzburg

Regionaler Planungsverband Bayer. Untermain — Region 1
Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg

Bayer. Landesamt fur Denkmalpflege, Ref. B Q - Bauleitplanung, Minchen
Bodendenkmalpflege und Bau- und Kunstdenkmalpflege

6 Bayernwerk Netz GmbH, Marktheidenfeld

7. Deutsche Telekom Technik GmbH, Wrzburg

8. EZV Energie- und Service GmbH & Co. KG Untermain, Wérth

9. Zweckverband AMME, Erlenbach

10. Amt fur Digitalisierung, Breitband und Vermessung, Aufienstelle Klingenberg
19, Gemeinde GroRwallstadt

12. Markt Elsenfeld

13. Gemeinde Mémlingen

14. Stadt Wérth a. Main

SN
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Landratsamt Miltenberg, Raumordnung und Bauleitplanung 26.01.2021
Bauplanungs- und Bauordnungsrecht

Aus bauleitplanerischer und bauordnungsrechtlicher Sicht besteht Einverstéandnis mit
der Planung sofern noch Folgendes beachtet wird:

Berichtigung des Fldchennutzungsplanes

Gemal § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB kann ein Bebauungsplan, der von den Darstellungen
des Flachennutzungsplanes abweicht, auch aufgestellt, gedndert oder erganzt werden,
bevor der Flachennutzungsplan gedndert bzw. ergdnzt ist. Der Flachennutzungsplan ist
im Wege der Berichtigung anzupassen.

Bereits in der Begriindung zum Anderpngsverfahren des Bebauungsplanes nach § 13a
BauGB, ist daher die sich ergebende Anderung des Flachennutzungsplanes sachlich
vollstédndig abzuhandeln. Die sich aus dem Verfahren nach § 13a BauGB ergebende
Anderung des Flachennutzungsplanes ist zeichnerisch als Ausschnitt ,\Vorher —
,Nachher* komplett darzustellen und kurz zu begriinden.

Anschliefend ist bei der Bekanntmachung der Bebauungsplananderung zugleich auch
die Anderung des Flachennutzungsplanes im Wege der Berichtigung bekannt zu
machen. Die der Begriindung zur Bebauungsplananderung entnommene —
ausgefertigte! - Planzeichnung der gednderten Teilflache des Flachennutzungsplanes ist
in gleicher Weise zur Einsichtnahme bereitzuhalten wie alle bisherigen
Flachennutzungsplandnderungen. Der Bekanntmachungstext zur Berichtigung des
Flachennutzungsplanes kdnnte — im Anschluss an den Bekanntmachungstext zur
Bebauungsplandnderung — wie folgt lauten:

Verfahrensvermerk

"Der Gemeinderat hat am ... beschlossen, den Flachennutzungsplan im Bereich der
Anderung des Bebauungsplanes "..." zu berichtigen. Dies erfolgt aufgrund des
beschleunigten Verfahrens der Anderung des Bebauungsplanes "..." gem. § 13 a
BauGB in Form einer Berichtigung, die in der Begriindung ausflhrlich beschrieben ist.
(Datum, Unterschrift des BM, Siegel)

Zugleich wird bekannt gemacht, dass der Flachennutzungsplan im Wege der
Berichtigung an die Festsetzungen des Bebauungsplanes ,....“ angepasst wurde. Der
berichtigte Flachennutzungsplan kann an gleichem Ort und zu den gleichen Zeiten
eingesehen werden wie die Bebauungsplananderung.”

(Ausfertigung am ... (Datum, Unterschrift des BM, Siegel)

Der berichtigte Flachennutzungsplan sowie der Beschluss des Gemeinderates wurden
am ... gem. § 6 Abs. Abs. 5 BauGB ortsiblich bekannt gemacht und &ffentlich ausgelegt.
Damit ist der Plan gem. § 6 Abs. 5 BauGB wirksam geworden. (Datum, Unterschrift des
BM, Siegel)")

Die Berichtigung des Flachennutzungsplanes wurde entsprechend in der Begriindung
behandelt. Den Unterlagen lag noch kein Planentwurf flr den berichtigten
Flachennutzungsplan bei. Die Berichtigung ist entsprechend unseren Ausflhrungen
noch mit einer ausgefertigten Planzeichnung zu vervollstandigen und bekannt zu
machen.

Prédambel

Bei der Auflistung der Rechtsgrundlagen wird darauf hingewiesen, dass die Bayerische
Bauordnung (BayBO) zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2020 (GVBI.
S. 663) gedndert wurde.

Titel der Planédnderung

Die Unterlagen (Planentwurf und Begriindung) wurden als ,Bebauungsplan Obernburg-
Nord, 1. Anderung” vorgelegt. Tats&chlich handelt es sich nach unseren Unterlagen um
die dritte Anderung. Nach unseren Unterlagen wurde der Ursprungsplan am 18. April
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1963 rechtskraftig, die erste Anderung (fir den Neubau einer landwirtschaftlichen

Kreisberufsschule) wurde am 23. Mérz 1967 rechtskraftig. Die zweite Anderung (fiir die
Errichtung einer Lehrwerkstatt) wurde am

1. September 1970 rechtskraftig. Wir bitten um Berichtigung, um zukinftige Irritationen
zu vermeiden.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme und Beachtung.

Die Berichtigung des Flachennutzungsplanes wird mit der Planzeichnung im Zuge der
Bekanntmachung zur Bebauungsplanédnderung bekannt gemacht. Die Praambel wird
hinsichtlich der derzeit glltigen Fassung der Bayerischen Bauordnung aktualisiert und
die Planbezeichnung entsprechend der bereits durchgefiihrten Anderungen berichtigt.

Beschlussvorschlag zu 1A: i
Zur Kenntnis genommen, wird beachtet und die Anderungen vollzogen.

B. Natur- und Landschaftsschutz
Der geplanten Anderung wird ohne Auflagen aus naturschutzrechtlicher Sicht
zugestimmt.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

Beschlussvorschlag zu 1B:
Zur Kenntnis genommen.

C. Immissionsschutz
Die nordlich an das Plangebiet angrenzende Bebauung besteht aus einer
dreigeschossigen Mietwohnanlage. Die Wohnbebauung im Siiden zeigt Wohngebéaude,
vorwiegend der 60er und 70er Jahre.

Gemal den Planungsrechtlichen Festsetzungen sollen die festgesetzten Flachen flr
den Gemeinbedarf neben der Zweifachsporthalle auch die dazugehdrigen Stellplatze
und die vorhandenen und neu zu gestaltenden Freiflachen und Freisportanlagen
umfassen.

Der Begriindung ist zu entnehmen, dass zwischen der bestehenden Laufbahn und der
neuen Sporthalle ein Weitsprungfeld und eine Kugelstoltanlage entstehen sollen. Des
Weiteren sollen die Gemeinbedarfseinrichtungen ggf. auch aufterhalb der Schulzeiten
zu sonstigen kulturellen und sportlichen Zwecken genutzt werden kdnnen,
beispielsweise flr den Vereinssport und fur kulturelle Veranstaltungen. Zulassig sollen
Nutzungen und Veranstaltungen sein, die nicht den Vorschriften der
Versammlungsstattenverordnung (VStattV - mehr als 200 Besucher) unterliegen.

Der Schule zugeordnete Stellplatze sollen in das neue Parkdeck im Untergeschoss der
Zweifachsporthalle angeordnet werden. Die Zufahrt in das Parkdeck soll von der
Schlesierstrale aus erfolgen.

Entlang der Dekaneistraf3e soll die Anzahl der Laufbahnen reduziert werden, um hier
Flache fur die neuen Bushaltestellen zu gewinnen.

Nérdlich, westlich und dstlich bzw. norddstlich des geplanten Vorhabens befinden sich
als allgemeines Wohngebiet ausgewiesene Flachen.

Beurteilung:

Sportanlagen, die immissionsschutzrechtlich nicht genehmigungsbeddrftig sind, sind
nach der Sportanlagenlarmschutzverordnung — 18. BImSchV schalltechnisch zu
beurteilen.
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Grundsatzlich bestehen gegen den Bau und den Betrieb einer Zweifachsporthalle mit

nattrlicher Bellftung flr den Schulsport keine Bedenken.
Neben diesem Betrieb werden in den Planunterlagen jedoch weitere ggf. mogliche
larmerzeugende Planungen genannt.

Freisportanlagen und zugehdrige Stellplétze

Freisportanlagen

,Die festgesetzten Flachen flr den Gemeinbedarf umfassen neben der
Zweifachsporthalle auch die dazugehdrigen Stellplatze und die vorhandenen und neu zu
gestaltenden Freiflachen und Freisportanlagen.”

~Zwischen der bestehenden Laufbahn und der neuen Sporthalle sollen ein
Weitsprungfeld und eine Kugelstoftanlage entstehen.”

Von dem vorgesehenen Weitsprungfeld und der vorgesehenen Kugelstofanlage sind in
der Regel keine unzuldssigen Schallemissionen zu erwarten.

Durch den Betrieb von weiteren Freisportanlagen, z.B. bei Kleinspielfeldern fir Fufiball,
Skateranlagen bzw. Skater Flachen, Basketballkorb usw., kénnte es in den direkt an das
Plangebiet angrenzenden allgemeine Wohngebieten zu Uberschreitungen der
zulassigen Immissionsrichtwerte der Sportanlagenléarmschutzverordnung kommen,
insbesondere, wenn diese auch aufberhalb der Schulzeiten genutzt werden kénnten.
Sollten entsprechende Freisportanlagen in Erwdgung gezogen werden, so ware aus
hiesiger Sicht durch ein schalltechnisches Gutachten nachzuweisen, dass die
zulassigen Immissionsrichtwerte der Sportanlagenlarmschutzverordnung nicht
Uberschritten werden.

Stellplétze

,Der Schule zugeordnete Stellplatze sollen in das neue Parkdeck im Untergeschoss der
Zweifachsporthalle angeordnet werden. Die Zufahrt in das Parkdeck soll von der
Schlesierstrale aus erfolgen.”

Die im Bebauungsplan eingezeichnete Zu- und Ausfahrt des vorgesehenen Parkdecks
ist ca. 20 m von dem néchstgelegenen Wohnhaus im nordéstlich gelegenen allgemeinen
Wohngebiet entfernt.

Gemal § 1 Abs. 3 der Sportanlagenlarmschutzverordnung — 18. BlImSchV zahlen zur
Sportanlage auch Einrichtungen, die mit der Sportanlage in einem engen rdumlichen
und betrieblichen Zusammenhang stehen. Aus § 3 Nr. 4 der 18. BImSchV und Anhang
1.1.d ergibt sich, dass dies auch Parkplatze mit An- und Abfahrtswegen auf dem
Anlagengelande sein konnen. Nr. 2.1 des Anhangs zur 18. BImSchV sieht vor, dass der
Mittelungspegel der Gerdusche, die von solchen Parkplatzen ausgehen, nach RLS-90
zu berechnen und dem Anlagengerdusch zuzurechnen ist. Der zuzuordnende Verkehr
auf dffentlichen Verkehrsflachen ist ebenfalls nach RLS-90 zu berechnen, wird aber
gesondert nach der 16. BImSchV beurteilt.

Bei einer Nutzung des Parkdecks wahrend der Tagzeit (6.00 Uhr bis 22.00 Uhr) sind
keine unzuldssigen Schallimmissionen in der Nachbarschaft zu erwarten.

Bei einer mdglichen Nutzung des Parkdecks wahrend der Nachtzeit (22.00 Uhr bis 6.00
Uhr) wére es aus der Sicht des Ladrmschutzes sinnvoll den norddstlichen Bereich des
Parkdecks, in Richtung des nachstgelegenen Wohnhauses, geschlossen auszufiihren.

Nutzung der Sporthalle fiir Vereinssport und kulturelle Veranstaltungen

Fir eine mogliche Nutzung der Sporthalle fur kulturelle Veranstaltungen, ggf. mit
Musikdarbietungen in der Halle und einer Nutzungszeit der Halle und des Parkdecks bis
nach 22.00 Uhr, d.h. in der Nachtzeit ware durch ein schalltechnisches Gutachten
nachzuweisen, dass die zuldssigen Immissionsrichtwerte der
Sportanlagenlarmschutzverordnung nicht Gberschritten werden.
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Technische Einrichtungen wie Liiftungsrohre, Liiffungszentrale, Photovoltaikanlage etc.

und ggf. Klimatisierung der vorgesehenen Zweifachsporthalle

Bei vorgesehenen technischen Einrichtungen insbesondere der Liiftungszentrale
einschlieflich Zu- und Abluftéffnungen ist darauf zu achten, dass insbesondere bei einer
mdoglichen Nutzung auch wahrend der Nachtzeit (22.00 Uhr bis 6.00 Uhr) durch die
Auswahl und Anordnung der Anlagen die zuldssigen Immissionsrichtwerte sicher
eingehalten werden.

Die Einhaltung der zulassigen Immissionsrichtwerte fir allgemeine Wohngebiete ist im
konkreten Bauverfahren bzw. in dem oben genannten schalltechnischen Gutachten
nachzuweisen.

Mégliche Blendwirkung durch eine Photovoltaikaniage
Es ist zu prufen, ob es zu einer Blendwirkung durch die geplante Photovoltaikanlage in
der Umgebung kommen kann, ggf. muss ein Gutachten angefertigt werden.

Stédtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme und Beachtung.

Neben der bereits bestehenden Laufbahn und der Weitsprunganlage ist lediglich ein
Kugelstolfeld vorgesehen. Skateranlagen oder Basketballkdrbe sind nicht geplant. Der
vorhandene Aultensportpatz entfallt. Daher sind von den Freisportanlagen geringere
Schallemissionen flir die benachbarte Wohnbebauung zu erwarten.

Die neue Zweifachsporthalle wird in erster Linie als Schulsporthalle gebaut. Daneben
soll sie - wie auch bereits die Bestandshalle - dem Vereinssport zur Verfligung stehen.
Es sind keine Vereinsnutzungszeiten nach 22:00 Uhr vorgesehen. Sollte es beim
Verlassen der Sportstatte zu Problemen mit der Nachbarschaft kommen, miisste das
Ende der Nutzung auf 21:45 Uhr vorgezogen werden. Dies war in der bestehenden
Situation der alten Halle bislang jedoch nie ein Problem.

Die technischen Einrichtungen sind so auszuwahlen und anzuordnen, dass die
zulassigen Immissionsrichtwerte fir allgemeine Wohngebiete eingehalten werden.

Der Bauherr ist Uber die Anforderungen an den Schallimmissionsschutz zu informieren.

Die Ausrichtung der Photovoltaikanlage ist in Ost-West-Richtung vorgesehen. Nach
Osten hin fallt das Gelénde, daher ist eine Blendung der dstlichen Nachbarbebauung
ausgeschlossen. Der Abstand zur westlichen Nachbarbebauung betragt mindestens 37
m, die PV-Elemente werden in einem flachen Winkel aufgestellt (ca. 10-20°), auch hier
durften keine Probleme wegen Blendung auftreten.

Beschlussvorschlag zu 1C:
Zur Kenntnis genommen und wird beachtet.

D. Bodenschutz )
Der Geltungsbereich der ersten Anderung des Bebauungsplans ,Obernburg Nord*
umfasst die Grundstlicke FI. Nrn. 3800 und 3801 der Gemarkung Obernburg.

Diese vorgenannten Grundstiicke sind im bayerischen Altlastenkataster nach Art. 3 des
Bayerischen Bodenschutzgesetzes (BayBodSchG) nicht als Altlast oder schadliche
Bodenveranderung verzeichnet.

Auch dariiber hinaus liegen uns keine Informationen vor, dass sich in diesem Bereich
eine Altlast oder eine schadliche Bodenverdnderung befindet.

Aus bodenschutzrechtlicher Sicht bestehen gegen die erste Anderung des
Bebauungsplans ,Obernburg Nord" somit keine Bedenken.

Wir weisen darauf hin, dass Boden ein besonders schiitzenswertes Gut darstellt und mit
Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden soll. Uberfllissige
Erdmassenbewegungen sind zu vermeiden. Mutterboden ist grundsatzlich auszuheben
und in nutzbarem Zustand zu erhalten.

Anfallender, nicht kontaminierter, Bodenaushub sollte vorrangig wieder an dem Ort, an
dem er ausgehoben wurde, fur Bauzwecke wiederverwendet werden.
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Hinweis:

Die Informationen im Altlastenkataster nach Art. 3 BayBodSchG geben nur den
momentan erfassten Datenbestand wieder, der nicht den aktuellen Verhéltnissen auf
den Grundstlcken entsprechen muss. Gegebenenfalls muss ein Verantwortlicher nach
Bodenschutzrecht (insbesondere Eigentiimer) eine entsprechende Uberpriifung
(Recherche bzw. Untersuchung) selbst veranlassen.

Sollten sich dabei, entgegen unseren bisherigen Erkenntnissen, konkrete Anhaltspunkte
flr das Vorliegen von Altlasten oder schadlichen Bodenveranderungen ergeben, dann
ist der Verantwortliche nach Art. 1 BayBodSchG verpflichtet, die Untere
Bodenschutzbehdrde im Landratsamt Miltenberg unverzliglich Gber diesen Sachverhalt
zu informieren und ihr die diesbezlglich vorhandenen Unterlagen vorzulegen.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme und Beachtung.
Der Bauherr ist auf den Umgang mit dem Bodenaushub hinzuweisen.

Beschlussvorschlag zu 1D:
Zur Kenntnis genommen und wird beachtet.

E. Wasserschutz
Der Bebauungsplan sieht vor, das auf den Déchern und sonstigen Flachen anfallende
Oberflachenwasser soweit wie mdglich zusammenzufassen und Uber eine
Versickerungsrigole dem Grundwasser zuzufiihren.

Dies stellt nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG eine Gewasserbenutzung dar und bedarf somit
gemald § 8 Abs. 1 WHG grundsétzlich einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Sofern die
Vorgaben der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung i.V.m. den Technischen
Regeln fur das Einleiten von Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW)
beachtet werden, kann abweichend hiervon geman § 46 Abs. 2 WHG die Einleitung
erlaubnisfrei erfolgen.

Weitere wasserrechtliche Tatbestande sind aufgrund der vorgelegten Planunterlagen
nicht ersichtlich.

In fachlicher Sicht bitten wir die Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes
Aschaffenburg einzuholen und zu beachten.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme und Beachtung.
Die Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes vom 03.03.2021 (siehe Verteiler Nr. 4)

wird beachtet.

Beschlussvorschlag zu 1E:
Zur Kenntnis genommen und wird beachtet.

F. Denkmalschutz
Mit der Planung besteht grundsatzlich Einverstandnis. Es wird auf die Stellungnahme

des Bayerischen Landesamts flr Denkmalpflege (BLfD) verwiesen.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme.
Von dem Bayerischen Landesamt flir Denkmalpflege liegt keine Stellungnahme vor.

Beschlussvorschlag zu 1F:
Zur Kenntnis genommen.

G. Brandschutz
Die Brandschutzdienststelle nimmt ausschlief3lich Stellung zu den Belangen des

abwehrenden Brandschutzes.
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Von Seiten des Kreisbrandrates und der Brandschutzdienststelle bestehen folgende
Anforderungen:

. Einhaltung der in der DVGW W 405 angegebenen Werte fir die
Loschwasserversorgung, mindestens 96 m*h bzw. 1600 I/min Uber einen Zeitraum von
zwei Stunden aus Hydranten in max. 300m Entfernung

. Installation/Erweiterung der Brandmeldeanlage nach Vorgabe ,Musterblatt
Brandmeldeanlagen im ILS-Bereich bayerischer Untermain®

. Erstellung/Erweiterung des Feuerwehrplans nach Vorgabe ,Musterblatt Feuerwehrpléne
im ILS-Bereich bayerischer Untermain” mit zweijahriger Revision

. Es muss die Zuganglichkeit zu jeder Tageszeit flir die Feuerwehr gesichert sein

. Es mussen Offnungen zur Rauchableitung mit mindestens manueller Auslésevorrichtung
verbaut werden, deren Volumenstrom eine sichere Entrauchung gewéhrleistet

. Fur das Parkdeck im Untergeschoss wird auf die Garagen- und Stellplatzverordnung
hingewiesen

. Das Gebdude muss mit einer wirksamen Blitzschutzanlage ausgestattet sein

. Die Feuerwehr Obernburg ist vor Inbetriebnahme in die fiir den Brandschutz wichtigen

Bedieneinrichtungen einzuweisen.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme und Beachtung insbesondere der
Sicherstellung der erforderlichen Loschwassermenge von 96 m3h. Am 20.01.2021
wurde durch das Fachunternehmen Triwanet eine Kapazitatsprifung in Anwesenheit
des Obernburger Wassermeisters durchgeflihrt. Es wurden an insgesamt zwei
Hydranten 113,29 m®h gemessen, die Anforderung wird erfillt.

Die weiteren Punkte sind bei der Errichtung (Baugenehmigungsverfahren) und des
Betriebes des Schulturnhallenneubaus zu beachten.

Beschlussvorschlag zu 1G:
Zur Kenntnis genommen und wird beachtet.

H. StraRen- und Wegerecht
Von Seiten der Straltenverkehrsbehorde werden keine Einwénde erhoben.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

Beschlussvorschlag zu 1H:
Zur Kenntnis genommen.

2. Regierung von Unterfranken, Héhere Landesplanungsbehdérde, 18.01.2021
Landesplanerische Stellungnahme

Die Regierung von Unterfranken als hohere Landesplanungsbehorde erhebt in ihrer
Eigenschaft als Trager o6ffentlicher Belange keine Einwande.

Es wird nach Abschluss des Verfahrens um die rechtskraftige Fassung des
Bebauungsplanes mit Begrindung auf digitalem Wege (Art. 30 BayLplG) an die E-Mail-
Adresse poststelle@reg-ufr.bayern.de gebeten.

Stadtebauliche Beurteilung:
Nach Abschluss des Verfahrens wird der rechtskraftige Bebauungsplan mit Begriindung
per E-Mail versandt.

Beschlussvorschlag zu 2:
Zur Kenntnis genommen. Das Planwerk und die Begriindung werden digital liberlassen.
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3.

Regionaler Planungsverband, Landratsamt Main-Spessart, 22.01.2021
Regionalplanerische Stellungnahme

Der Regionale Planungsverband Bayerischer Untermain erhebt in seiner Eigenschaft als
Trager offentlicher Belange keine Einwande.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme

Beschlussvorschlag zu 3:
Zur Kenntnis genommen.

Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg, 03.02.2021

1. Vorhaben

Die Stadt Obernburg am Main beabsichtigt den Bebauungsplans ,,Obernburg-Nord*
abzudndern. Anlass ist der geplante Neubau einer Zweifachsporthalle auf der Flache
des derzeitigen Allwetterplatzes der der Main-Limes-Realschule.

Mit der vorliegenden Planung besteht grundsatzlich Einverstandnis.

2. Wasserwirtschaftliche Belange

2.1 Altlasten und Bodenschutz

Im Altlasten-, Bodenschutz- und Deponieinformationssystem (ABuDIS) ist fir die zu
Uberplanende Flache kein Altlastenverdacht vermerkt. Im Falle organoleptischer
Auffalligkeiten sind im Hinblick auf den Schutz des Grundwassers die
Kreisverwaltungsbehdrde und das Wasserwirtschaftsamt unverziglich zu verstandigen.

2.2 Wasserversorgung, Grundwasserschutz

Vom geplanten Vorhaben ist kein Trinkwasserschutzgebiet, kein Einzugsgebiet fiir eine
Wassergewinnungsanlage fiir die 6¢ffentliche Trinkwasserversorgung und kein
Vorranggebiet fur die Wasserversorgung betroffen.

Die Trinkwasserversorgung soll durch den Anschluss an das bestehende Ortsnetz
realisiert werden. Dabei ist auf eine mengen- und druckmafig ausreichende
Wasserversorgung zu achten. Inwieweit die bestehenden Anlagen ausreichend
bemessen sind, die Trink-, Brauch- und Léschwasserversorgung sicherzustellen, ist
vorab zu Uberprifen.

Durch derartige Versiegelungen ist mit grundséatzlich mit einer lokalen Verschlechterung
der Grundwasserneubildung und somit mit negativen Auswirkungen fir den
Wasserhaushalt zu rechnen.

Die Vorgabe unter 8.2 der Begriindung, dass befestigte Flachen wasserdurchlassig zu
gestalten sind, ist daher zu begriifen.

2.3 Klimawandel

75% der gemessenen Grundwasserstdnde in Bayern befinden sich im niedrigen und
sehr niedrigen Bereich.

Die Anzahl an Extremniederschlage nimmt deutlich zu.

10 Hektar Flache werden in Bayern taglich verbraucht.

Mit Blick auf den stetig voranschreitenden Klimawandel und die kontinuierliche
Flachenversiegelung sehen wir in der Bauleitplanung grofies Potential den neuen
Bedingungen, wie fortlaufend sinkenden Grundwasserstanden, heftigeren Regenfallen
und dem Verlust von Griinflachen, entgegenwirken zu kdnnen.

Ein zentraler Punkt ist hierbei die Speicherung von Niederschlagswasser.
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Die Regelungen unter Punkt 8.2 der Begruindung entsprechen grofitenteils unseren

ublichen Forderungen an eine klimawandelorientierte
Niederschlagswasserbewirtschaftung.

Folgende Punkte waren hier von unserer Seite noch anzumerken:

e Es ist der Nutzung entsprechend auf eine ausreichend grof’e Dimensionierung der
Zisterne zu achten.
Hintergrund: Besonders in den Sommermonaten kann die Versickerung von Nieder-
schlagswasser nur in geringem Maf} zur Grundwasserneubildung beitragen (Ver-
dunstung) wahrend durch die Nutzung von gespeichertem Niederschlagswasser (z.B.
Bewdsserung der Griinanlagen) der Bezug von Wasser aus der Wasserleitung (wert-
volles Grundwasser) erheblich reduziert werden kann.

¢ Niederschlagswasser, welches die Kapazitat der Zisterne Ubersteigt, sollte in das
Grundwasser versickert werden.

o Bei der Versickerung von Niederschlagswasser ist grundsétzlich die Versickerung Uber
den bewachsenen Oberboden (Sickermulden) zu bevorzugen, da auf diesem Weg eine
gewisse Reinigung des Niederschlagswassers gewahrleistet ist. Auf Rigolen sollte nur
zurtickgegriffen werden, wenn dies aufgrund der Platzverhéltnisse unumgéanglich ist. Ein
Mulden-Rigol-System kdénnte eine Kompromisslosung darstellen.

e FUr die Niederschlagswasserversickerung sollten bereits im Bebauungsplan geeignete
Flachen festgesetzt und somit reserviert” werden.

e Es wird empfohlen, dass vor Inkrafttreten des Bebauungsplans nachgewiesen ist, dass
der Untergrund fiir eine Versickerung geeignet ist. Es ist unter Anderem sicher zu
stellen, dass der zu durchsickernde Boden frei von Belastungen (Z0) ist.

Der Punkt 8.2 der Begrindung sollte unseres Erachtens noch um folgenden Passus
erganzt werden:

.Bei einer Versickerung sind die Vorgaben des DWA - Merkblattes M 153
"Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser”, der
Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) sowie der Technischen Regeln
zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser
(TRENGW) zu beachten.”

Die Aufnahme einer Dachbegriinung in die Bauleitplanung ist ein weiterer Punkt zur
Anpassung an den Klimawandel und wird somit sehr begrufit.

Unter Punkt 10 der Begriindung steht geschrieben, dass das Flachdach ,méglichst” zu
begrinen ist. Unseres Erachtens sollte auf das Wort ,mdéglichst” verzichtet und diese
zukunftsweisende Festsetzung deutlich gefordert werden, zumal eine Kommune als
offentliche Institution auch eine gewisse Vorbildfunktion hat.

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht wird es fiir erforderlich gehalten die textlichen
Festsetzungen hierzu wie folgt zu dndern bzw. zu ergdanzen:

,Um den Oberflachenwasserriickhalt und den drtlichen Wéarmeausgleich im
Siedlungsraum zu férdern, sind mindestens 70 % der Dachflache mit einem mindestens
10 cm starken Aufbau extensiv zu begriinen. Ein entsprechender Nachweis ist im
Rahmen des Vorhabengenehmigungsverfahrens zu fiithren.”

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme
Eine mengen- und druckmanig ausreichende Wasserversorgung ist gewahrleistet.

Im Vorfeld des Architektenwettbewerbes wurde ein Bodengutachten erstellt. Darin wurde
auch die Durchl&ssigkeit des Bodens auf dem Baugrundstick folgendermalien bewertet:
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" die Schichten 2 und 3 weisen keine ausreichende Mé&chtigkeit (Schicht 2} zur

Versickerung auf oder besitzen zu geringe Durchldssigkeitswerte (K-Werte) von ca. 1 x
10° m/s (Schicht 3}. Die Grenze der Versickerung liegt bei Durchlassigkeitswerten von
ca. 1x 10 ° m/s.

Als gut durchldssig zu bewerten ist die Schicht 4 - (Sand, Kies). Hier sind
Durchldssigkeitswerte (K-Werte) von ca. 1 x 107 bis ca. 1 x 10 anzusetzen. Eine
Versickerung von Oberflachenwasser ist hier grundsétzlich méglich."”

Die Niederschlagswasserbeseitigung ist wie folgt vorgesehen:

.Das Regenwasser wird soweit wie mdglich zusammengefasst und iiber eine
Versickerungsrigole mit einer Gré3e von ca. (B/L/T) 3,2 x 9,6 x 1,32 m gefiihrt. Das
Einstauvolumen der Rigolen betrégt ca. 38 m®. Die Entleerzeit wurde auf Grundlage der
Bodenbeschaffenheit mit 5,88 h berechnet.

Die Sohle der Rigole liegt ca. 2,60 m unterhalb der Geldndeoberkante. Entsprechend
Bodengutachten beginnt in diesem Bereich die versickerungsfahige Bodenschicht
(Schicht 4 - Sand, Kies).

Ausschlie3lich der Bereiche Abfahrt zum Parkdeck und der Eingang Vereine kann auf
Grund des tieferen Geldndeniveaus nicht liber die Rigole entwéssert werden. Hier
erfolgt die Einleitung des anfallenden Regenwassers in das &ffentliche
Mischwassersystem. Um zu vermeiden, dass Regenwasser von versiegelten Fldchen
auf dffentlichem Grund entwéssert wird, werden entsprechende Abflussrinnen
eingeplant.

Weiter ist eine Regenwasserzisterne mit einem Inhalt von ca. 10 m® vorgesehen. Diese
soll ausschlief3lich zur Bewésserung der Aulenanlagen genutzt werden.

Eine Muldenversickerung ist aus Platzgrinden nicht realisierbar. Auf den Freiflachen
mussen eine Feuerwehrumfahrt, diverse Freisportflachen und der Pausenhof verbleiben.
Der Passus beziiglich der Vorgaben zur Versickerung von Niederschlagswasser wird in
den Bebauungsplan aufgenommen.

Nach Stellungnahme des Bauherrn ist eine Dachbegrinung von 870 m? der 1385 m?
Gesamtdachflache vorgesehen. Dies entspricht ca. 63%.

Empfohlen wird eine Festsetzung zur extensiven Dachbegriinung von mindestens 60%
der Dachflache.

Die Verpflichtung zum Nachweis dieser Extensivbegriinung im
Baugenehmigungsverfahren entbehrt jedoch einer Ermachtigungsgrundlage. Eine

Festsetzung ware daher unwirksam.
Beschlussvorschlag zu 4:
Zur Kenntnis genommen und wird beachtet. Die Planunterlagen werden wie in der

Beurteilung angegeben angepasst.

5. Bayerisches Landesamt fiir Denkmalpflege, Miinchen
Es liegt keine Stellungnahme vor.

Beschlussvorschlag zu 5:
-Entfallt-

6. Bayernwerk Netz GmbH, Marktheidenfeld, 29.01.2021

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich mehrere Gashauptleitungen
des Unternehmens mit einem Schutzzonenbereich von jeweils 1,0 m beiderseits der
Leitungsachse.

Dem Schreiben ist eine Plankopie beigefligt, aus der die Versorgungsanlagen
entnommen werden kénnen. Fir den richtigen Verlauf der Leitungsachsen wird jedoch
keine Gewahr Ubernommen, sie dient nur zur Information. Mafigeblich ist der
tatsachliche Verlauf im Gelande.
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Sollten detaillierte Plane bendtigt werden, kdnnen diese online, nach einmaliger

Anmeldung, selbststéandig heruntergeladen unter nachfolgendem Link:
https://www.bayernwerk-netz.de/de/energie-
service/kundenservice/planauskunftsportal/ntml

Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass es bei Bauarbeiten zu Naherungen und
Kreuzungen von den vorhandenen Versorgungsleitungen kommen kann.

Da jede Bertihrung bzw. Beschadigung dieser Leitung mit Lebensgefahr verbunden ist,
wird ausdrucklich auf das beiliegende Merkblatt zum Schutz unterirdischer
Versorgungsleitungen mit den darin enthaltenen Hinweisen und Auflagen verwiesen.
Es wird gebeten, sich zwei Wochen vor Baubeginn mit dem Technischen
Kundenmanagement im Kundencenter Marktheidenfeld, Tel. 0941/28003311 zwecks
Unterweisung bzw. Begehung in Verbindung zu setzen. Bei Sach-, Personen- und
Vermogensschaden, die auch gegeniber Dritten bei Nichtbeachtung der notwendigen
Sicherheitsbedingungen entstehen, Ubernimmt die Bayernwerk Netz GmbH keine
Haftung.

Gegen die Anderung des Bebauungsplanes und Aufstellung des Bebauungsplanes
bestehen keine grundsétzlichen Einwendungen, wenn dadurch der Bestand, die
Sicherheit und der Betrieb der Anlagen der Bayernwerk Netz GmbH nicht beeintrachtigt
werden.

Das Unternehmen bittet darum, auch weiterhin an der Aufstellung bzw. an Anderungen
von Flachennutzungs-, Bebauungs- und Griinordnungsplanen beteiligt zu werden, da
sich besonders im Austibungsbereich der Versorgungsleitungen Einschrankungen
bezlglich der Bepflanzbarkeit ergeben kdnnen.

Sofern der Wunsch nach einem GAS-Anschluss besteht, kdnnen sich die Bauwerber im
Kundencenter Marktheidenfeld unter der Rufnummer 09391 903146 (Frau Heckmann)
bzw. 09391 903227 (Herrn Roos) in Verbindung setzen, um die Méglichkeiten
abzustimmen.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme und Beachtung der Bestandsanlagen.

Beschlussvorschlag zu 6:
Zur Kenntnis genommen und wird beachtet.

7. Deutsche Telekom Technik GmbH, Wiirzburg, 03.02.2021

Es bestehen keine Einwénde.

Im Plangebiet befinden sich aktuell keine Telekommunikationslinien des Unternehmens.
Die Versorgung des Planbereichs ist Uber das bestehende Leitungsnetz sichergestellt.
Zum Zweck der Koordinierung bitten wir um rechtzeitige Mitteilung, welche eigenen oder
Malnahmen dritter im Geltungsbereich stattfinden.

Stédtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme und Beachtung.

Beschlussvorschlag zu 7:
Zur Kenntnis genommen und wird beachtet.

8. EZV Energie- und Service GmbH & Co. KG Untermain, Worth,
Es liegt keine Stellungnahme vor.

Beschlussvorschlag zu 8:
-Entfallt-

9. Zweckverband AMME
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10.

Es liegt keine Stellungnahme vor.

Beschlussvorschlag zu 9:
-Entfallt-

Amt fiir Digitalisierung, Breitband und Vermessung, 28.01.2021
. Das basierende Kartenmaterial entspricht dem aktuellen Stand des

Liegenschaftskatasters vom Januar 2021.
. Im Geltungsbereich steht noch ein Gebaude, welches nicht zum Abbruch

gekenn-

1.

12.

13,

14,

zeichnet ist.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme.

Bei dem Gebaude handelt es sich um Streifenfundamente eines temporaren Gebaudes
(Container) wahrend der Baumalnahmen an der Realschule. Die Fundamente werden
entfernt.

Beschlussvorschlag zu 10:
Zur Kenntnis genommen und wir beachtet.

Gemeinde GroRwallstadt, 27.01.2021
In der Gemeinderatssitzung am 26.01.2021 wurde folgender einstimmiger Beschluss
gefasst:

.Mit der Planung besteht Einverstandnis. Einwendungen werden nicht erhoben®.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme.

Beschlussvorschlag zu 11:
Zur Kenntnis genommen.

Markt Elsenfeld, 08.01.2021
Es besteht Einverstandnis. Belange des Marktes Elsenfeld sind nicht berihrt.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme.

Beschlussvorschlag zu 12:
Zur Kenntnis genommen.

Gemeinde Mémlingen

Es liegt keine Stellungnahme vor.

Beschlussvorschlag zu 13:

-Entfallt-

Stadt Wérth a. Main, 26.01.2021

Es wurden weder Anregungen noch Bedenken vorgetragen.

Der Planung wird seitens der Stadt Worth a. Main ein ziligiger und erfolgreicher Verlauf

gewunscht.

Stadtebauliche Beurteilung: Kenntnisnahme.
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Beschlussvorschlag zu 14:

Zur Kenntnis genommen.

Beratung:
Birgermeister Fieger begrift Frau Christine Richter, beauftragte Architektin.
Sie tragt den Sachverhalt vor.

Der von Frau Richter vorgestelite Bebauungsplanentwurf hat zwei Anderungen gegeniiber der
urspringlichen Vorlage:

e Reduzierung der Grindachflache auf 40%

e \Verschiebung der Baugrenze im Stiden auf einen Abstand von 3,5 Metern zum
geplanten Gebaude

Beschluss:
Den einzelnen oben blau dargestellten Beschlussvorschldgen wird einstimmig zugestimmt.

Die Verwaltung wird beauftragt, die Einwendungsgeber Uber die getroffenen Beschlisse zu
informieren.

einstimmig beschlossen

e g },

=

Dietmar Figger
1. Blrgermeister

Dieser Auszug ist mit der Urschrift gleichlautend.

Stadt Obernburg, 04.03.2021
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Stadt Obernburg
Beglaubigter Auszug aus dem Sitzungsbuch der Stadt Obernburg
Sitzung des Stadtrates am 25.02.2021

Die Behandlung des Tagesordnungspunktes war &ffentlich.
Alle Mitglieder waren ordnungsgemaf geladen, Beschlussfahigkeit war gegeben.

4, Vollzug des BauGB: 4. Berichtigung des Flachennutzungsplans der Stadt
Obernburg nach § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Rahmen der 3. Anderung des
Bebauungsplans "Obernburg Nord" (Turnhalle Realschule)

Beratung und Beschlussfassung

Beschluss:

Der am 26.11.2015 vom Stadtrat beschlossene und am 27.05.2016 wirksam gewordene
Flachennutzungsplan (FNP) wird im Bereich der Flurnummern 3800 und 3801 der Gemarkung
Obernburg berichtigt. Dies ist die 4. Berichtigung des FNP vom 27.05.2016 und erfolgt auf
Basis des vorliegenden Planstands vom 25.02.2021. Dieser wird gebilligt.

Die Berichtigung ist im Amtsblatt der Stadt Obernburg bekannt zu machen und zur generellen
Einsichtnahme im Rathaus auszulegen.

einstimmig beschlossen

~Fd¢
Dietmar Fleger
1. BUrgermeister

Dieser Auszug ist mit der Urschrift gleichlautend.

Stadt Obernburg, 04.03.2021
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Stadt Obernburg

Beglaubigter Auszug aus dem Sitzungsbuch der Stadt Obernburg

Sitzung des Stadtrates am 25.02.2021

Die Behandlung des Tagesordnungspunktes war offentlich.
Alle Mitglieder waren ordnungsgemalf? geladen, Beschlussfahigkeit war gegeben.

5. Vollzug des BauGB: 3. Anderung des Bebauungsplans Obernburg Nord (Neubau
einer Sporthalle an der Realschule Obernburg) nach § 13a BauGB -
Satzungsbeschluss gemal} § 10 Abs. 1 BauGB
Beratung und Beschlussfassung

Beschluss:

Der Stadtrat der Stadt Obernburg beschlief3t gemaft § 10 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des
Bebauungsplans ,Obernburg Nord - 3. Anderung* im Bereich der Flurnummern 3800 und 3801
der Gemarkung Obernburg in der Fassung vom 25.02.2021, einschlief3lich der von Frau Richter
in der heutigen Sitzung vorgetragenen Anderungen, als Satzung. Die Begriindung und der
Planteil mit den textlichen Festsetzungen vom 25.02.2021 werden gebilligt.

Aulerdem hat die Verwaltung die Satzung im stadtischen Mitteilungsblatt Almosenturm zu
verdffentlichen, damit diese am Tag der Verdffentlichung Rechtsgliltigkeit erlangt.

einstimmig beschlossen

—

-

9%/4,%@@

Dietmar
1. Burgermeister
Dieser Auszug ist mit der Urschrift gleichlautend.

Stadt Obernburg, 04.03.2021
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	1. ANLASS, ZIELE UND ERFORDERLICHKEIT DER ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES
	Ausgangspunkt für die Änderung  ist der geplante Neubau einer Zweifachsporthalle als Ersatz der bestehenden Einfachsporthalle aus den 1960er Jahren auf dem Gelände der Main-Limes-Realschule zwischen Dekaneistraße und Schlesierstraße. Im Rahmen der Be...
	Der künftige Standort für die Zweifachsporthalle befindet sich im Anschluss an die Staatliche Realschule am nördlichen Ende des Flurstücks Nr. 3800 im Bereich des bestehenden Sportplatzes  und dehnt sich auch auf einen Teil der Straßenfläche des Flur...
	Im November 2019 lobte die Stadt Obernburg a. Main einen Realisierungswettbewerb für die Sporthalle und die im offenen Parkdeck angedachten Stellplätze aus. Die Jury kürte den Entwurf des Architekturbüros Birk Heilmeyer und Frenzel Architekten aus St...
	Für den Bereich des vorliegenden Plangebietes gilt der Bebauungsplan „Obernburg-Nord“, der seit 18.04.1963 rechtsverbindlich ist. In dem Bebauungsplan ist der geplante Änderungsbereich als öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Mittelschule u...
	Durch die Änderung des Bebauungsplanes sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die städtebauliche Neuordnung im Bereich der Main-Limes-Realschule auf der Grundlage des Gewinnerentwurfes zur Errichtung der Zweifachsporthalle geschaffen werd...
	Der Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und Verkehrsausschuss der Stadt Obernburg hat in der Sitzung am 16.05.2019 beschlossen, den Bebauungsplan „Obernburg-Nord“ im Bereich der nördlichen Teilfläche des Flurstücks Nr. 3800 (Dekaneistraße 2) und des Flurstück...
	2.1 Lage, Größe und Abgrenzung des Plangebietes
	Das Plangebiet liegt etwa 1 km vom historischen Zentrum Obernburgs entfernt am nördlichen Stadtrand zwischen Dekaneistraße und Schlesierstraße. Im Süden grenzt das Schulgebäude der Main-Limes-Realschule mit Pausenhof an. Südlich des Schulbaus liegt d...
	Die nördlich an das Plangebiet angrenzende Bebauung besteht aus einer dreigeschossigen Mietwohnanlage. Die Wohnbebauung im Süden zeigt Wohngebäude, vorwiegend der 60er und 70er Jahre.
	Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes hat eine Größe von 4.057 m² und umfasst die nördliche Teilfläche des Flurstücks Nr. 3800 im Bereich des bestehenden Allwetterplatzes und das Flurstück Nr. 3801 (öffentliche Verkehrsfläche).
	2.2 Bestandssituation
	Nutzung
	Bei dem Plangebiet handelt es sich um die zwischen Dekaneistraße und Schlesierstraße liegende Außensportanlage mit Allwetterplatz, Laufbahn und Sprunggrube. Im Zuge der Baumaßnahme sind die Streifenfundamente des ehemaligen Containergebäudes zurückzu...
	Das Baufeld beansprucht auch einen Teil des nördlich angrenzenden öffentlichen Straßenraumes.
	Erschließung und technische Infrastruktur
	Die verkehrliche Erschließung mit Feuerwehrzufahrt erfolgt von Osten über die Schlesierstraße.
	Die Versorgung des Areals mit Wasser, Strom und Telekommunikation sowie die Ableitung des Schmutzwassers sind über die bestehenden Leitungs- und Kanalnetze gewährleistet. Die Wasserleitung in der Schlesierstraße wurde 2020 erneuert. Außerhalb des Pla...
	Das Niederschlagswasser ist aufgrund von kanalhydraulischen und ökologischen Gesichtspunkten soweit wie möglich zusammenzufassen und über geeignete technische Maßnahmen wie beispielsweise Rigolen, Zisternen, Flächenversickerung in den Untergrund zu v...
	Natur
	Am Rande des Grundstücks Fl.Nr. 3800 befinden sich im Norden Baumbestand und im Osten Gebüschstruktur.
	3. BEBAUUNGSPLAN DER INNENENTWICKLUNG
	nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB)
	Die Änderung des Bebauungsplanes verfolgt das Ziel der Schaffung des planungsrechtlichen Rahmens für die Errichtung einer Zweifachsporthalle für die Main-Limes-Realschule innerhalb der bebauten Ortslage.
	Das Plangebiet umfasst Flächen im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes, der infolge von Veränderungen und Entwicklungen angepasst werden soll.
	Der Bebauungsplan wird daher in Verfahren nach § 13a BauGB als „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ geändert.
	Für einen „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ kann gemäß § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB ein beschleunigtes Verfahren durchgeführt werden, sofern für die zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) eine Größe de...
	Die Gesamtfläche des Plangebietes beträgt rd. 4.060 m², unterschreitet somit deutlich auch die Obergrenze von 20.000 m² Grundfläche (Schwellenwert des § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB).
	Im vorliegenden Fall befindet sich im Hinblick auf den sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang kein weiterer Bebauungsplan in direkter Umgebung im Aufstellungsverfahren.
	Vor dem Hintergrund der Ausweisung des Plangebietes als Gemeinbedarfsfläche mit der vorliegenden Flächengröße und der damit verbundenen maximal überbaubaren Grundfläche liegt keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung vor.
	Es werden keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter – die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete (FFH-Gebiete und Europäische Vogelschutzgebiete im Sinne des Bun...
	Im Plangebiet und im weiteren Umfeld der Plangebietsfläche existieren keine der Störfall-Verordnung unterworfenen Betriebe. Somit bestehen keine Anhaltspunkte, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung der Begrenzung der Auswirkungen von schweren...
	Die Anwendungsvoraussetzungen gemäß § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB, den Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren durchzuführen, sind gegeben.
	Im beschleunigten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend, das heißt u. a., dass von der Umweltprüfung, von dem Umweltbericht, von der Angabe, welche Arten umweltbezogener Inform...
	Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird nicht angewendet, da die festgesetzte Grundfläche unter 20.000 m² liegt und die zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft als vor der planerischen Entscheidung bereits erfolgt oder zulässig gelt...
	4. ÜBERGEORDNETE PLANUNGSVORGABEN
	4.1 Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP)
	In dem Landesentwicklungsprogramm Bayern vom 09.01.2013, geändert am 01.03.2018, ist die Stadt Obernburg a. Main als gemeinsames Mittelzentrum mit dem Markt Elsenfeld, der Stadt Erlenbach a. Main, der Stadt Klingenberg a. Main und der Stadt Wörth a. ...
	4.2 Flächennutzungsplan
	Der Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan in der Fassung vom 26.11.2015, wirksam seit 27.05.2016, einschließlich der nachfolgenden Berichtigungen stellt den überwiegenden Teil des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes als „Fläche für d...
	Abb. 2              Auszug aus dem wirksamen Flächennutzungsplan (ohne Maßstab)
	Da Bebauungspläne gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln sind, steht für eine kleine Teilfläche die Darstellung im Flächennutzungsplan der geplanten Festsetzung einer „Gemeinbedarfsfläche“ somit zunächst entgegen.
	Der Bebauungsplan wird nach § 13a BauGB aufgestellt. Im beschleunigten Verfahren kann gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB ein Bebauungsplan, der von den Darstellungen des Flächennutzungsplanes abweicht, auch aufgestellt werden, bevor der Flächennutzungspl...
	Entsprechend des Umgriffs der geplanten Gemeinbedarfsfläche wird die Darstellung „Fläche für den Gemeinbedarf“ mit der Zweckbestimmung „Schulsporthalle“ gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a BauGB erweitert.
	Abb. 3                  Berichtigte Fassung des Flächennutzungsplanes (ohne Maßstab)
	4.3 Rechtsverbindlicher Bebauungsplan
	Im Plangebiet gilt der Bebauungsplan „Obernburg-Nord“, der seit 18.04.1963 rechtsverbindlich ist. Es folgten zwei Änderungen mit Rechtskraft am 23.03.1967 und 01.09.1979. Der Bebauungsplan setzt eine öffentliche Grünfläche und ein durch Baugrenzen de...
	Abb.4              Ausschnitt aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan (ohne Maßstab)
	und Darstellung des Geltungsbereiches der Änderung
	Durch die in Aufstellung befindliche 3. Änderung des Bebauungsplanes treten sämtliche Festsetzungen des bisherigen Bebauungsplanes mit der Bekanntmachung des vorliegenden Planes außer Kraft.
	Die Planung des Neubaus der Sporthalle erfolgt durch das Büro Birk Heilmeyer und Frenzel Architekten aus Stuttgart und bildet die Grundlage für den vorliegenden Bebauungsplan.
	Die neue Zweifach-Sporthalle nimmt entlang der Schlesierstraße die vorhandenen Baufluchten auf und schließt das Schulgelände nach Norden ab. Der Baukörper ist aus zwei verschobenen Volumen konzipiert und lässt so Raum für die Zugänge und Zufahrten un...
	Die Frei- und Sportflächen liegen im Westen an der Dekaneistraße.
	Die Feuerwehrzufahrt von der Schlesierstraße bleibt bestehen. Die Höheneinstellung des neuen Baukörpers berücksichtigt die bestehenden Höhenverhältnisse. Die Zufahrt  in das Parkdeck und der Vereinszugang erfolgen von der Schlesierstraße in das Unter...
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)
	Ausgehend von der vorgesehenen Nutzung erfolgt für das Änderungsgebiet die Festsetzung „Flächen für den Gemeinbedarf“ gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB mit der Zweckbestimmung „Schulsporthalle“.
	Die festgesetzten Flächen für den Gemeinbedarf umfassen neben der Zweifachsporthalle auch die dazugehörigen Stellplätze und die vorhandenen und neu zu gestaltenden Freiflächen und Freisportanlagen. Die Stellplätze sind in einem Parkdeck im Untergesch...
	Die Gemeinbedarfseinrichtungen können auch außerhalb der Schulzeiten zu sonstigen kulturellen und sportlichen Zwecken genutzt werden, beispielsweise Vereinssport und kulturelle Veranstaltungen.
	Zulässig sind Nutzungen und Veranstaltungen, die nicht den Vorschriften der Versammlungsstättenverordnung (VStättV - mehr als 200 Besucher) unterliegen.
	6.2 Höhenlage des Gebäudes (§ 9 Abs. 3 BauGB) und
	Höhe des Gebäudes (§ 18 BauNVO)
	Die Höhenlage der fertig gestellten Erdgeschossfußbodenhöhe wird mit 126,30 m über Normalhöhennnull (m ü. NHN) und die Höhenlage des Untergeschossfußbodens mit 123,30 m ü. NHN festgelegt. Die maximale Wandhöhe wird auf 135,30 m ü. NHN festgesetzt. Di...
	Die festgelegten Fußbodenhöhen dürfen um 0,50 m über- bzw. unterschritten werden.
	Als weiterer Bezugspunkt wird der in der Planzeichnung gekennzeichnete Kanalschachtdeckel in der Mitte der Schlesierstraße in Höhe des Zugangs „Vereine“ mit einer Höhenlage von 123,76 m ü. NHN herangezogen.
	Bei der Höheneinstellung des neuen Gebäudes wird ein Hallenniveau gewählt, das mittelt zwischen den bestehenden Höhen im Bereich Pausenhofs und der angrenzenden Straßen sowie der notwendigen lichten Höhe des Parkdecks.
	Die festgesetzte natürliche Höhe der Sporthalle ist aus städtebaulicher Sicht angemessen. In der direkten Nachbarschaft befinden sich die Schule und Wohngebäude mit einer vergleichbaren oder größeren Höhe.
	Ergänzend wird festgelegt, dass die zulässige Gebäudehöhe durch untergeordnete Bauteile und Dachaufbauten für technische Einrichtungen wie Aufzugsschacht, Lüftungsrohre, Lüftungszentrale, Photovoltaikanlage etc. sowie Treppenhaus überschritten werden...
	6.3 Überbaubare Grundstücksflächen
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)
	In der Planzeichnung ist die zulässige überbaubare Grundstücksfläche mittels Baugrenzen festgesetzt, die sich an der Entwurfsplanung des Architekturbüros Birk Heilmeyer und Frenzel aus Stuttgart orientieren.
	Die öffentlichen Verkehrsflächen werden an die Abgrenzung der Gemeinbedarfsfläche angepasst. Im Norden entfallen im Bereich der Straßenfläche des Flurstücks Nr. 3801 die Stellplätze in Schrägaufstellung. Diese Stellplätze waren der Schule zugeordnet ...
	Entlang der Dekaneistraße wird die Anzahl der Laufbahnen reduziert, um hier Fläche für die neuen Bushaltestellen zu gewinnen.
	8. NATUR UND UMWELT
	Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Umwelt
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
	8.1 Artenschutz
	Durch die Realisierung des Vorhabens sind aufgrund der habituellen und strukturellen Ausprägung des Plangebietes und der bestehenden Nutzungen keine erheblichen Konflikte des Artenschutzes zu erwarten.
	Verbotstatbestände aus dem Artenschutzrecht nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG werden berücksichtigt durch folgende Vermeidungsmaßnahmen:
	Um eine Tötung von Fledermäusen und Gehölzbrütern auszuschließen, sind Baumfällungen und Gehölzrodungen nur in Wintermonaten (1. Oktober bis 28. Februar) durchzuführen. Die Bäume sind zudem vorab durch einen Fachgutachter zu kontrollieren. Im Falle g...
	Vorrangiges Ziel und Leitgedanke der Niederschlagswasserbeseitigung ist ein naturnaher Umgang mit dem Regenwasser und die Abflussvermeidung durch Versickerung und Rückhaltung.
	Das auf den Dächern und sonstigen befestigten Flächen anfallende Oberflächenwasser wird soweit wie möglich zusammengefasst und über eine Versickerungsrigole geführt.
	Das Einstauvolumen der Rigolen beträgt ca. 38 m³.
	Lediglich der Bereich der Zu- und Abfahrt in das Parkdeck und des Eingangs der Vereine kann aufgrund der Höhenlage nicht über die Rigole entwässert werden. Die Entwässerung erfolgt hier über Rinnen direkt in die öffentliche Mischwasserkanalisation. Z...
	Eine wesentliche Voraussetzung für den Grundwasser- und Bodenschutz ist das Offenhalten de Böden. Die Bodenversiegelung ist auf das notwendige Maß zu begrenzen. Flächen, die aufgrund ihrer Nutzung befestigt sein müssen, sind in wasserdurchlässigem Au...
	Sollte eine vollständige Versickerung oder Speicherung nicht möglich oder sinnvoll sein, so kann ein Teil des Oberflächenwassers in die öffentliche Kanalisation eingeleitet werden.
	Die 1. Änderung des Bebauungsplanes „Obernburg-Nord“ wird unter Anwendung des § 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt.
	Somit wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und vom Umweltbericht nach § 2a BauGB abgesehen.
	Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird daher für die Änderung nicht angewendet, da die zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft als vor der planerischen Entscheidung bereits erfolgt oder zulässig gelten.
	Rechtsgrundlage ist § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 i.V.m. § 13a Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB.
	Eine Ausgleichsverpflichtung besteht daher im beschleunigten Verfahren für die Änderungsplanung nicht.
	Hiervon unberührt bleibt jedoch die gesetzliche Verpflichtung, die Belange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB) bei dem planerischen Interessensausgleich zu berücksichtigen.
	Unter Beachtung der Bestandssituation und der im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen lässt sich Folgendes festhalten:
	Mit der Realisierung des Vorhabens wird der Versiegelungsgrad im Vergleich zu der derzeitigen Situation nicht erheblich zunehmen.
	Durch die Vorgaben
	• Regenwasserbewirtschaftung durch Versickerung, Rückhaltung und Wieder-
	verwendung des Dachwassers (Rigole, Zisterne)
	• Wasserdurchlässige Flächenbefestigungen
	• Dachbegrünung
	werden nachteilige Umweltauswirkungen vermieden bzw. gemindert.
	Der Lebensraum der Pflanzen und Tiere wird sich aufgrund der Bestandssituation nur geringfügig ändern. Verbotstatbestände aus dem Artenschutzrecht nach § 44 Abs. 1 i.V.m. § 5 BNatSchG sind durch die festgesetzten Regelungen zur Überprüfung von Bäumen...
	Mit den aufgeführten Maßnahmen werden die Belange des Umweltschutzes in der Planung ausreichend beachtet.
	10. HINWEISE
	In Ergänzung der Festsetzungen enthält der Bebauungsplan Hinweise auf:
	• Baunutzungsverordnung (BauNVO)
	Für den Bebauungsplan ist die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung
	der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) maßgebend.
	.
	• Bodenfunde und Denkmalschutz
	Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes und seiner unmittelbaren Umgebung
	sind keine konkreten Hinweise auf die Existenz von Bodendenkmälern bekannt.
	Vorsorglich wird jedoch auf die Beachtung des Art. 8 Abs. 1 und 2 Denkmalschutz-
	gesetz (DSchG, Meldepflicht und Verhalten bei Funden von Bodendenkmälern)
	hingewiesen.
	• Versickerung von Niederschlagswasser
	Bei einer Versickerung sind die Vorgaben des DWA - Merkblattes M 153 "Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser", der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) sowie der Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Ni...
	11. FÖRMLICHER VERFAHRENSABLAUF
	Verfahrensschritte  Datum/Zeitraum
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	BauGB für Bebauungspläne der Innenentwicklung. 16.05.2019
	III. Billigung des Entwurfs und Anordnung des beschleunigten
	Verfahrens nach § 13a BauGB
	Beschluss des Stadtrates zur Billigung des Entwurfs des Bebauungs-
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	Satzungsbeschluss
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